
 

 

Bekanntmachung 

2. Änderungssatzung vom 08.09.2023 zur Satzung  

über die Bestimmung von haushaltsrechtlichen Wert- und 

Erheblichkeitsgrenzen vom 11.07.2012 in der Fassung der 
1. Änderungssatzung vom 02.06.2020 

 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchst. f) der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 - GO NRW - 
(GV.NRW. S.666) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 490) hat der Rat der Stadt Bad Oeynhausen in seiner Sitzung am 

06.09.2023 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 

 

Artikel 1 Änderungen 
 

 
§ 3 Abs. 3 der Satzung über die Bestimmung von haushaltsrechtlichen Wert- 

und Erheblichkeitsgrenzen vom 11.07.2012 in der Fassung vom 02.06.2020 
wird wie folgt geändert: 

 
Als geringfügig im Sinne des § 81 Abs. 3 Nr. 1 GO NRW gilt eine Investition, 

deren Zuschussbetrag in der Periode nicht mehr als 800.000 € beträgt. Der 
Zuschussbetrag wird ermittelt aus investiven Auszahlungen abzüglich inves-

tiver Einzahlungen. 

 
 

Artikel 2 Inkrafttreten 
 

Diese Änderungssatzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft.  

 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzungsänderung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
Gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung – BekanntmVO - vom 

26.08.1999 (GV NRW S.516) wird bestätigt, dass der Wortlaut mit dem Be-

schluss des Rates vom 06.09.2023 übereinstimmt und dass gemäß § 2 Abs. 
1 und 2 Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist. 

 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW. 
S. 666) in der zur Zeit geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die 

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen 



 

Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungs-

pläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündigung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 

worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-

zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Bad Oeynhausen, 08.09.2023 
 

gez. Bökenkröger 

Bürgermeister 
 


